
  

 Satzung Bargumer Dörpslüüd  

 S a t z u n g     

Vorbemerkung: Im Interesse einer einfacheren Lesbarkeit werden in diesem Satzungstext 

ausschließlich sprachliche Formen eines Geschlechts verwendet. Ausdrücklich sind aber in jedem Fall 

alle Personen unabhängig von ihrem Geschlecht angesprochen. 

§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr 

 

(1) Der Verein führt den Namen Bargumer Dörpslüüd. Er soll in das Vereinsregister 

eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V.".   

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Bargum.   

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.   

  

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins 

 

(1) Der Verein mit Sitz in Bargum verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein verfolgt als Zweck: 

- die Förderung von Kunst und Kultur 

- die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des 

Umweltschutzes, einschließlich des Klimaschutzes, des Küstenschutzes und des 

Hochwasserschutzes 

- die Förderung der Heimatpflege, Heimatkunde und der Ortsverschönerung 

- die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten den zuvor genannten 

Zwecken 

(3) Der Vereinszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

- Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten für das dörfliche Gemeinwohl 

- Gemeinschaftsaktionen mit der Dorfbevölkerung zum Erhalt bzw. zur Verbesserung 

des Ortsbildes 

- Dokumentation und Erleben der Dorfgeschichte, insbesondere durch die Erstellung 

einer Dorfchronik 

- Pflege der plattdeutschen Sprache und nordfriesischen Kultur im Alltag und bei 

Veranstaltungen 

- Gestaltung des Vereinsprogrammes unter Berücksichtigung aller Altersgruppen 

- Planung und Durchführung öffentlicher Vorträge, Veranstaltungen und Führungen 

- Unterstützung sowie eigenständige Planung, Organisation und Durchführung von 

lokalen Natur- und Umweltschutzprojekten ggf. auch zusammen mit anderen als 

gemeinnützig anerkannten Institutionen 

 

 

 

 



(4) Mit der Förderung der zuvor genannten gemeinnützigen Zwecke soll folgendes Ziel des 

Vereins erreicht werden: die Erhaltung und die Weiterentwicklung dörflicher Strukturen und 

Lebensbedingungen in Bargum als Grundlage für eine nachhaltige, zukunftsfähige 

Dorfentwicklung. 

(5) Der Verein kann Arbeitsgruppen bilden, die sich einem oder mehreren Zwecken widmen. 

(6) Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

(7) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(8) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

(9) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder erhalten keine 

Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft. 

 

 

§ 3 Erwerb und Verwaltung von Grundstücken 

 

(1) Der Verein kann durch Vorstandsbeschluss seine in § 2 genannten Ziele durch den 

Erwerb, die Anpachtung und die Verwaltung von Grundstücken und Liegenschaften 

verwirklichen. Ebenso kann er die Entwicklung, Erhaltung und Verwaltung von 

Grundstücken und Liegenschaften treuhänderisch für Dritte übernehmen, wenn dies für 

die Förderung der Vereinsziele dienlich ist. 

(2) Die Veräußerung von Grundstücken und Liegenschaften ist nur zulässig, wenn dadurch 

der Vereinszweck nicht beeinträchtigt wird und geschieht auf Beschluss des Vorstandes. 

 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. Ein Wohnsitz in 

Bargum ist für eine Mitgliedschaft keine Voraussetzung, das Mitglied soll sich aber mit 

Bargum verbunden fühlen. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. 

(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen.  

Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen.  

Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen.  

Eine Ablehnung eines Antrags muss er gegenüber den Antragstellenden nicht begründen. 

Im Falle einer Ablehnung ist Widerspruch zulässig, über den die Mitgliederversammlung 

mit einfacher Mehrheit entscheidet. 

(3) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Mitglieder oder sonstige 

Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu 

Ehrenmitgliedern auf Lebenszeit ernennen. Die Ehrenmitgliedschaft beinhaltet eine 

Befreiung von den Zahlungen des Mitgliedsbeitrages, die gleichen Rechte und Pflichten 

wie ordentliche Mitglieder bleiben erhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

(Datenschutzklausel) 
1. Der Verein nimmt folgende Daten seiner Mitglieder in das vereinseigene EDV-System auf: 

Familienname, Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum, Anschrift, E-Mail-Adresse, Bankverbindung, 
sonstige Informationen, wenn und soweit sie zur Erfüllung des Vereinszwecks erforderlich sind. 
Jedem Mitglied wird eine Mitgliedsnummer zugeordnet. 

 
2. Die personenbezogenen Daten der Mitglieder dürfen nur jene Mitglieder einsehen, die eine 

besondere Funktion ausüben, für welche die Kenntnis der Mitgliederdaten erforderlich ist. 
 

3. Bei Beendigung der Mitgliedschaft gleich aus welchem Grund werden Name, Adresse, 
Geburtsdatum und weitere persönliche Daten des Mitglieds aus der Mitgliederverwaltung 
gelöscht. Ausgenommen sind personenbezogene Daten des austretenden Mitglieds, die die 
Kassenverwaltung betreffen. Entsprechende Daten werden gemäß den steuerrechtlichen 
Bestimmungen bis zu zehn Jahre ab der Bestätigung des Austritts durch den Vorstand aufbewahrt. 
Alle Mitglieder sind auf die Datenschutzbestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes 
hinzuweisen. 

 

 
§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet  

a bei natürlichen Personen durch deren Tod oder Verlust der Geschäftsfähigkeit; 

b bei juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit; 

c durch Austritt (Abs. 2); 

d durch Ausschluss (Abs.3). 

(2) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann nur mit 

einer Frist von drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden.   

(3) Ein Mitglied kann durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung aus wichtigem Grund aus 

dem Verein ausgeschlossen werden, wenn der wichtige Grund die Fortführung der 

Mitgliedschaft für den Verein oder seine Mitglieder unzumutbar erscheinen lässt. Ein 

solcher wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn das Mitglied trotz Mahnung 

länger als sechs Monate mit seiner Beitragszahlung im Rückstand ist oder den 

Vereinsinteressen grob zuwidergehandelt hat. Dem Mitglied ist vor seinem Ausschluss 

Gelegenheit zur Anhörung zu geben. Das Mitglied kann gegen den Ausschluss innerhalb 

einer Frist von einem Monat nach dem Zugang der Ausschlusserklärung die nächste 

ordentliche Mitgliederversammlung anrufen, die dann abschließend entscheidet.  

 

  

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

  

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an 

gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes Mitglied hat gleiches Stimm- und 

Wahlrecht in der Mitgliederversammlung.   

(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere 

regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften steht, das 

Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.   

 

 

 



§ 7 Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Jedes Mitglied hat einen im Voraus fällig werdenden jährlichen Mitgliedsbeitrag zu 

entrichten.   

(2) Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird von der Mitgliederversammlung festgelegt.   

(3) Ehrenmitglieder sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit.   

(4) Die Mitgliederversammlung kann eine Beitragsordnung verabschieden, die Art, Umfang 

und Fälligkeit der Beitragsleistungen regelt 

 

 

§ 8 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

 

   

§ 9 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 

Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für die Entscheidungen in folgenden  

Angelegenheiten:  

a) Änderungen der Satzung,  

b) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge,  

c) die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von  

Mitgliedern aus dem Verein,  

d) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands,  

e) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands,  

f) die Auflösung des Vereins.  

g) Entscheidungen über den An- und Verkauf sowie die Belastung von Grundstücken, 

den Abschluss von Miet- und/oder Pachtverträgen 

  

 

§ 10 Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, ist vom Vorstand eine ordentliche 

Mitgliederversammlung einzuberufen. Ort, Termin und Tagesordnung bestimmt der 

Vorstand 

(2) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich oder per E-Mail durch den 
Vorstand mit einer Einladungsfrist von zwei Wochen. Die Frist beginnt am Tage der 
Versendung der Einladung. Eine schriftliche Einladung erfolgt an die von dem Mitglied 
zuletzt schriftlich mitgeteilte Adresse, eine Einladung per E-Mail erfolgt in Textform an die 
von dem Mitglied zuletzt in Textform mitgeteilte E-Mail-Adresse. 

(3) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche 
vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich oder per E-Mail 
beantragen, dass weitere Angelegenheiten auf die Tagesordnung gesetzt werden. Eine 
hieraus folgende Änderung der Tagesordnung ist spätestens zu Beginn der 
Mitgliederversammlung bekanntzugeben. Anträge zur Wahl oder Abwahl von 
Vorstandsmitgliedern, Änderung der Satzung oder Auflösung des Vereins, die nicht bereits 
in der fristgemäßen Einladung nach Satz 1 angekündigt wurden, sind von einer Ergänzung 
der Tagesordnung ausgeschlossen und können erst auf der nächsten 
Mitgliederversammlung behandelt werden. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. 
Über Anträge zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die 
erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die 



Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder: dies gilt 
nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder 
die Auflösung des Vereins zum Gegenstand haben. 

(4) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es 

das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.   

 

 

§ 11 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen 

Verhinderung von einem seiner Stellvertreter und bei deren Verhinderung von einem durch 

die Mitgliederversammlung zu wählenden Versammlungsleiter geleitet.   

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 25% aller 

Vereinsmitglieder persönlich oder durch Vollmacht vertreten anwesend ist. Bei 

Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite 

Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne 

Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der 

Einladung hinzuweisen.   

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der 

Stimmen der anwesenden Mitglieder. Kann bei Wahlen kein Kandidat die Mehrheit der 

Stimmen der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat; zwischen mehreren Kandidaten ist eine 

Stichwahl durchzuführen. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der 

Mehrheit von drei Vierteln, der Beschluss über die Änderung des Zwecks oder die 

Auflösung des Vereins der Zustimmung von neun Zehnteln der anwesenden Mitglieder.   

(4) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll 

zu fertigen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu unterschreiben ist. 

Das Protokoll ist an einem vom Vorstand zu bestimmenden Ort für alle Mitglieder 

einsehbar und kann auf Wunsch schriftlich angefordert werden. 

  

 

§ 12 Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, seinem ersten Stellvertreter, seinem zweiten 

Stellvertreter, dem Kassenwart und dem Schriftführer.  

(2) Je zwei Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gemeinsam. Dabei muss mindestens 

eines der beiden Vorstandsmitglieder der Vorsitzende oder der erste stellvertretende 

Vorsitzende sein. 

(3) Den Mitgliedern des Vorstandes werden die bei der Vereinsarbeit entstandenen, 

angemessenen Auslagen ersetzt. Mitglieder des Vorstands können darüber hinaus eine 

angemessene Vergütung erhalten. Die Vergütung für den Zeitaufwand bedarf dem Grunde 

und der Höhe nach der vorherigen Beschlussfassung der Mitgliederversammlung. 

(4) Die Mitglieder des Vorstands haften dem Verein gegenüber nur für vorsätzliches oder grob 

fahrlässiges Verhalten. Werden Vorstandsmitglieder aufgrund ihrer Vorstandstätigkeit von 

Dritter Seite in Anspruch genommen, stellt der Verein das betroffene Vorstandsmitglied 

von diesen Ansprüchen frei, sofern das Vorstandsmitglied nicht vorsätzlich oder grob 

fahrlässig handelte. 

 



§ 13 Aufgaben des Vorstands 

 

Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die  

Führung seiner Geschäfte. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:  

- die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der 

Aufstellung der Tagesordnung,  

- die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,  

- die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts,  

- die Aufnahme neuer Mitglieder.  

- Der Vorstand kann die Einrichtung von Arbeitsgruppen gem. § 8 beschließen und 

diese nach Erledigung ihres Arbeitsauftrags wieder auflösen. 

 

 

§ 14 Bestellung des Vorstands 

 

(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 

zwei Jahren einzeln gewählt. Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins 

sein; mit der Mitgliedschaft im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. Die 

Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die 

Mitgliederversammlung ist zulässig. Ein Mitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit 

bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt. 

(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden 

Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des 

Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen.   

  

 

§ 15 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei 

dessen Verhinderung von seinem ersten Stellvertreter, einberufen. Eine Einberufungsfrist 

von einer Woche soll eingehalten werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 

mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung die seines ersten Stellvertreters.   

(2) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom 

Protokollführer sowie vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem anderen 

Mitglied des Vorstands zu unterschreiben.   

 

 

§ 16 Arbeitsgruppen 

 

(1) Es können Arbeitsgruppen zu einzelnen Themen oder Aufgaben, die im Einklang mit den 

Vereinszielen stehen, gebildet werden. Die Arbeitsgruppenziele und der 

Arbeitsgruppenleiter bedürfen der Bestätigung durch den Vorstand. Der 

Arbeitsgruppenleiter legt einmal jährlich vor der Mitgliederversammlung Rechenschaft 

über die Arbeit der Arbeitsgruppe ab.  

(2) Die Arbeitsgruppenleiter erhalten die Protokolle der Vorstandssitzungen. Sie sind 

berechtigt, an den Vorstandsitzungen teilzunehmen, sie sind dort aber nicht 

stimmberechtigt. 

 

 



§ 17 Kassenprüfer 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für jedes Geschäftsjahr zwei Kassenprüfer durch 

einfache Mehrheit, die weder dem Vorstand angehören noch Angestellte des Vereins sein 

dürfen. 

(2) Die Kassenprüfer haben die Kasse des Vereins, einschließlich der Bücher und Belege, 

mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu prüfen und dem 

Vorstand jeweils schriftlich Bericht zu erstatten. Die Prüfung erstreckt sich nicht auf die 

Zweckmäßigkeit der vom Vorstand genehmigten Ausgaben. Die Kassenprüfer erstatten 

der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht geben bei ordnungsgemäßer Führung der 

Kassengeschäfte der Mitgliederversammlung eine Empfehlung über die Entlastung des 

Vorstands ab. 

 

 

 

§ 18 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke 

 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 2/3-Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach 

rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 

(2) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der Vorsitzende des Vorstands und sein erster 

Stellvertreter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die 

Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft.   

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an die Gemeinde Bargum, die es unmittelbar und 

ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die 

Rechtsfähigkeit entzogen wurde.   

  

 

Bargum, den 18.03.2022 

Unterschriften der Gründungsmitglieder:  


